
schaffen. Hier wird der Unterschied im Wesen der Gleichberechtigung in den 
sozialistischen und imperialistischen bändern im Verfassungstext selbst 
offensichtlich.
Zusammenfassend kann man feststellen: Nichtgleichberechtigung im Sinne 
einer offenen und ausdrücklichen rechtlichen Benachteiligung der Frau ist in 
den imperialistischen Ländern heute kaum noch möglich, mit Ausnahme des 
Familienrechts, in dem sie hier und da durchaus noch existiert. Nichtgleich­
berechtigung im Sinne des Bestehens besonderer und zusätzlicher Einschrän­
kungen und Behinderungen für die Entfaltung der Persönlichkeit der Frau 
ist durch den Kampf der fortschrittlichen Kräfte wohl zurückgedrängt, aber 
keineswegs überwunden. Allerdings wurde eine wohlklingendere Argumen­
tation entwickelt.
In den sozialistischen Ländern wird die Gleichberechtigung der Frau ohne 
Einschränkung ihrem eigentlichen Wesen nach zum Verfassungsgrundsatz 
erhoben, und sie wird zum Charakteristikum des gesellschaftlichen Lebens. 
Die Herbeiführung der Gleichberechtigung der Frau ist ein Mittel zur Besei­
tigung all der besonderen und zusätzlichen Schranken, die der Entfaltung der 
Persönlichkeit der Frau in den Ausbeuterordnungen gesetzt waren. So ver­
standen, gehört es in erster Linie zum Inhalt der Gleichberechtigung, daß 
der Frau der für die Entfaltung des Menschen wichtigste Bereich, nämlich 
die unmittelbar gesellschaftliche Arbeit, genauso erschlossen ist wie dem Mann, 
daß sie im Berufsleben die gleiche Stellung einnehmen und die Arbeit in 
ihrem Leben im Prinzip den gleichen entscheidenden Platz gewinnen kann, 
wie das beim Mann der Fall ist. Der Eintritt der Frau in das berufliche 
Leben verringert jedoch weder die gesellschaftliche noch die persönliche Be­
deutung der Familie.20 Sie beseitigt lediglich die völlige oder weitgehende 
Beschränkung der Frau auf diesen Bereich und ihre Abhängigkeit von ihm. 
Damit ist eine weitere wichtige Folgerung verbunden. Die Verwirklichung 
der Gleichberechtigung wird wesentlich dadurch bestimmt, wie es möglich 
ist, berufliche Tätigkeit und Entwicklung mit den Aufgaben in der Familie 
zu vereinbaren. Das zu sichern ist einmal und nicht zuletzt Sache der Familie 
selbst, ihrer Haltung zur Berufstätigkeit der Mutter, der praktizierten Part­
nerschaft zwischen Mann und Frau und der in der Familie üblichen Arbeits­
teilung.21 Das zu sichern ist außerdem und im besonderen Maße Sache des 
Staates und der Gesellschaft, jedes Betriebes und jeder Institution.22 Der

staatliche Hilfe für kinderreiche und alleinstehende Mütter, durch Gewährung eines 
vollbezahlten Schwangerschaftsurlaubs, durch das umfassende Netz von Entbin­
dungsheimen, Kinderkrippen und -gärten.“ Art. 50 Abs. 2 der Verfassung der Un­
garischen Volksrepublik bestimmt: „Die Gleichberechtigung der Frauen wird da­
durch gewährleistet, daß ihnen die gleichen Arbeitsbedingungen wie den Männern 
gewährt werden, ferner durch bezahlten Urlaub während der Schwangerschaft, 
durch erhöhten gesetzlichen Schutz für Mutter und Kind sowie durch die Schaffung 
entsprechender Einrichtungen.“ Die Verfassungen der VR Polen, der Sozialistischen 
Republik Rumänien, der VR Bulgarien und der <CSSR enthalten ähnliche Bestim­
mungen für die Realisierung der Gleichberechtigung.

20 Mit der Entwicklung des geistig-kulturellen Niveaus der ^Bürger ist sogar — vor­
nehmlich für die Erziehung der heranwachsenden Generation — im Zusammen­
wirken mit der Gesellschaft ein Anwachsen der Aufgaben und Einflußmöglichkeiten 
der Familie zu beobachten.

21 in diesem Zusammenhang muß betont werden, daß die Forderungen nach einer 
stärkeren Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau keineswegs nur im Interesse der 
Gleichberechtigung erhoben werden muß. Um die erzieherischen Potenzen der 
Familie auszuschöpfen, ist für die Zukunft eine Intensivierung der Rolle des Vaters 
unumgänglich.

22 Auf diese entscheidende und komplizierte Problematik hat Clara Zetkin mit Nach- 1132


